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Erteilung der Zustimmung der Gemeinde nach § 246e BauGB 
 
 
Sehr ..., 
 
Sie baten den Gesetzgebungs- und Beratungsdienst um Prüfung, wer die Zustimmung der 
Gemeinde nach § 246e Abs. 1 BauGB erteilt – der Hauptverwaltungsbeamte im übertrage-
nen Wirkungskreis oder die Vertretung im eigenen Wirkungskreis. 
 
Zunächst ist zu unterscheiden zwischen einem Erteilen im Sinne des Entscheidens, also wer 
innerhalb der Gemeinde über die Zustimmung entscheidet und einem Erteilen im Sinne der 
Abgabe, also wer diese Entscheidung verbindlich nach außen abgibt. Aufgrund Ihrer Bezug-
nahme auf die beiden Wirkungskreise gehen wir davon aus, dass sich Ihr Prüfungsauftrag auf 
die interne Zuständigkeit bezieht. 
 
Im Ergebnis kann davon ausgegangen werden, dass die Entscheidung über die Zustimmung 
nach §§ 246e, 36a BauGB der kommunalen Vertretung obliegt. Die Entscheidung über die 
Zustimmung berührt die Planungshoheit der Gemeinde, so dass dafür grundsätzlich das Or-
gan zuständig ist, dem die Bebauungspläne obliegen.1 Das ist in Sachsen-Anhalt die Vertre-
tung. Sie entscheidet gemäß § 45 Abs. 3 Nr. 4 KVG LSA über die Aufstellung, Änderung, Er-
gänzung und Aufhebung von Bauleitplänen.  
 

 
 

1 Vgl. dazu auch Schröer/Sunnus, Das Städtebaurechtliche Zustimmungserfordernis in der kommunalen Praxis, 
NVwZ 2025, S. 1973, 1974; Franßen, Betrachtungen zum bauplanungsrechtlichen Befreiungsrecht unter dem 
Aspekt der kommunalen Planungshoheit, NVwZ 2023, S. 1787, 1791. 
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Im Einzelnen ist Folgendes zu sagen: 
 
I. Zuständigkeit der Vertretung 
 
Für die Zustimmung der Gemeinde nach § 246e Abs. 1 BauGB gilt gemäß § 246e Abs. 2 BauGB 
die Regelung des § 36a BauGB entsprechend. Nach § 36a Abs. 1 Satz 2 BauGB erteilt die  
Gemeinde ihre Zustimmung, wenn das Vorhaben mit ihren Vorstellungen von der städtebauli-
chen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist. Die §§ 246e, 36a BauGB dienen damit dem 
Schutz der in Artikel 28 Abs. 2 GG garantierten Planungshoheit der Gemeinde.2  Als bundesge-
setzliche Normen adressieren die §§ 246e, 36a BauGB aber lediglich die Gemeinde als solche 
und differenzieren nicht zwischen den Organen der Gemeinde und den gemeindeinternen  
Zuständigkeiten. Wie und durch welches Organ die Meinungsbildung und Entscheidung  
innerhalb der Gemeinde erfolgt, richtet sich nach dem jeweiligen Kommunalrecht.3  
 
Betrifft die in Frage stehende Angelegenheit die Planungshoheit der Gemeinde, ist grund-
sätzlich dasjenige Organ zuständig, dem die Aufstellung von Bebauungsplänen obliegt.4  
Dies ist in Sachsen-Anhalt gemäß § 45 Abs. 3 Nr. 4 KVG LSA zwingend der Gemeinderat.  
 
Diese ausschließliche Zuständigkeit der Vertretung für Angelegenheiten der Planungshoheit 
ist mit dem Inkrafttreten des Kommunalverfassungsgesetzes Sachsen-Anhalt am 1. Juli 2014 
weiter gestärkt worden, indem der Vertretung seither mit § 45 Abs. 3 Nr. 4 KVG LSA die  
Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen ausdrücklich  
zwingend zugordnet sind.5 Bis dahin hatte die Gemeindeordnung der Vertretung mit  
§ 44 Abs. 3 Nr. 18 GO LSA diese Angelegenheiten lediglich hinsichtlich der Flächennutzungs-
pläne zwingend zugordnet. 
 
 
II. Keine originäre Zuständigkeit des Hauptverwaltungsbeamten 

1. Keine Zuständigkeit nach § 66 Abs. 4 KVG LSA 
 
Sie haben im Rahmen Ihrer Anfrage darauf hingewiesen, dass vertreten werde, dass der 
Hauptverwaltungsbeamte im übertragenen Wirkungskreis zuständig sei. Dieser Meinung 
kann aus hiesiger Sicht nicht gefolgt werden. Die Entscheidung über die Zustimmung nach 
§§ 246e, 36a BauGB dürfte sich nicht dem übertragenen Wirkungskreis zuordnen lassen. 
  

 
 

2 Scheidler, Das gemeindliche Einvernehmen im Bauplanungsrecht nach § 36 BauGB, VR 2020, S. 37. 
3 BT-Drs. 21/781 (neu), S. 24; Otto, Zustimmung und Einvernehmen der Gemeinde nach §§ 36, 36a BauGB, 
ZfBR 2026, S. 28 f.; Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Hellriegel BauGB § 36a, Rn. 12. 
4 Vgl. Schröer/Sunnus, a.a.O.; Franßen a.a.O. und bzgl. des ähnlich gelagerten Falles des Einvernehmens nach 
§ 30 BauGB siehe auch Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Söfker/Kerkmann BauGB § 36, Rn. 35. 
5 LT-Drs. 6/2247, S. 37, 189. 
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3 

 
Der übertragene Wirkungskreis im Sinne von § 66 Abs. 4 KVG LSA erfasst die gemeindliche 
Verwaltungstätigkeit, die öffentliche Angelegenheiten im Auftrag und nach Weisung von 
übergeordneten staatlichen Stellen ausführt. Da die Gemeinde diese Aufgaben nach Vorga-
ben ausführen muss, ist ihre Entscheidungsfreiheit im Vergleich zum eigenen Wirkungskreis 
deutlich eingeschränkt. Für den Hauptverwaltungsbeamten gilt, dass er bei der Erfüllung der 
Aufgaben im übertragenen Wirkungskreis als verlängerter Arm der Fachaufsichtsbehörde tä-
tig wird und dabei deren Weisungen unterliegt.6 Für die Vertretung gilt, dass ihr diese Aufga-
ben entzogen sind und ihr lediglich das Unterrichtungsrecht nach § 45 Abs. 6 Satz 1 KVG LSA 
zusteht, mit der Einschränkung des § 45 Abs. 7 KVG LSA. 
 
Die verfassungsrechtlich geschützte kommunale Planungshoheit ist dagegen Kern der kom-
munalen Selbstverwaltung7 im eigenen Wirkungskreis und als solche auch nach dem Landes-
recht der Vertretung in § 45 Abs. 3 Nr. 4 KVG LSA ausdrücklich und ausschließlich zugeord-
net.  
 
Die Zustimmung nach § 246e BauGB ist ihrerseits eine Entscheidung, die eben diese Pla-
nungshoheit betrifft. Diese Entscheidung trifft die Gemeinde nicht anhand von Vorgaben 
durch eine übergeordnete staatliche Stelle, sondern für sich selbst nach ihren Vorstellungen 
von der städtebaulichen Entwicklung, vgl. § 36a Abs. 1 Satz 2 BauGB. Dabei unterliegt sie kei-
nen Weisungen. Denn welche Vorstellungen die Gemeinde von der städtebaulichen Entwick-
lung und Ordnung hat, bestimmt die Gemeinde im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwal-
tung selbst.8 Dementsprechend kann die Gemeinde ihre Zustimmung auch an Bedingungen 
knüpfen – wie bspw. an den Abschluss städtebaulicher Verträge oder an die Einhaltung von 
Förderbedingungen.9  
 
Für die Zustimmung nach § 246e BauGB dürfte damit eine Zuständigkeit des Hauptverwal-
tungsbeamten im übertragenen Wirkungskreis ausscheiden. 
 
2.  Keine Zuständigkeit nach § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA 
 
Selbst wenn man die gesetzlich vorgegebene Zuständigkeit der Vertretung nach § 45 Abs. 3 
Nr. 4 KVG LSA außer Acht lassen würde, so ließe sich eine Zuständigkeit des Hauptverwal-
tungsbeamten nach hiesiger Ansicht auch nicht über § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG annehmen. Da-
nach erledigt der Hauptverwaltungsbeamte die Geschäfte der laufenden Verwaltung in eige-
ner Verantwortung. 
 
Geschäfte der laufenden Verwaltung sind solche, die aufgrund ihrer regelmäßigen Wieder-
kehr als übliche Aufgaben der Verwaltung nach feststehenden Grundsätzen erledigt werden 

 
 

6 PdK SAn B-1, KVG LSA § 66 5., beck-online.  
7 v. Münch/Kunig/Ernst, 8. Aufl. 2025, GG Art. 28 Rn. 135, beck-online. 
8 BT-Drs. 21/781 (neu), S. 24. 
9 BT-Drs. 21/781 (neu), S. 28. 
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und nach Größe und Umfang der Verwaltungstätigkeit sowie Finanzkraft der Gemeinde von 
sachlich weniger erheblicher, insbesondere nicht von grundsätzlicher Bedeutung sind. Be-
sonders hervorgehobene Geschäfte können generell keine Geschäfte der laufenden Verwal-
tung sein.10  
 
Vor diesem Hintergrund können Angelegenheiten, die die Vertretung nach § 45 Abs. 2 und 3 
KVG LSA nicht auf den Hauptverwaltungsbeamten übertragen kann, keine Geschäfte der lau-
fenden Verwaltung sein.11  
 
Selbst wenn man den Fall einer (einzelnen) Zustimmung nach § 246e BauGB nicht mit den 
der Vertretung durch § 45 Abs. 3 Nr. 4 KVG LSA vorbehaltenen Planungsentscheidungen 
gleichsetzen wollte, ist doch festzuhalten, dass eine Einordnung der Zustimmung als eine 
(nur) untergeordnete Angelegenheit der laufenden Verwaltung mit Blick auf die hohe ge-
setzgeberische Gewichtung des Zustimmungserfordernisses als Ersatz einer an sich durchzu-
führenden Bauleitplanung wohl ausscheidet.12 
 
III. Aufgabenübertragung von der Vertretung auf den Hauptverwaltungsbeamten 
 
Wie bereits dargestellt, wird in der rechtswissenschaftlichen Literatur davon ausgegangen, 
dass die Zuständigkeit für die Zustimmung nach § 246e BauGB nach den landesrechtlichen 
Vorgaben grundsätzlich bei dem Gemeinderat, also der Vertretung, liegt. Die Vertretung 
wiederum soll die Aufgabe in der Regel im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten auf den 
Hauptverwaltungsbeamten übertragen können.13 
 
Aus hiesiger Sicht ist rechtlich bislang nicht eindeutig geklärt, ob dies auch in Sachsen-Anhalt 
zulässig wäre. Zwar ermöglicht § 66 Abs. 3 KVG LSA die Übertragung von Aufgaben durch die 
Vertretung. Davon ausgenommen sind allerdings die Fälle, in denen es sich – wie vorliegend – 
um eine Aufgabe aus dem Katalog der unübertragbaren Aufgaben der Vertretung nach 
§ 45 Abs. 2 bis 4 KVG LSA handelt. 
 
Zwar wird insoweit auch vertreten, dass dort, wo das Landesrecht lediglich den „Erlass von 
Satzungen“ als unübertragbar einstuft, festgestellt werden müsse, dass damit nicht die ge-
setzlich nicht geregelte Zustimmungserteilung in einem Einzelfall erfasst werde und sich das 
Delegationsverbot darauf nicht erstrecken könne.14  
  

 
 
10 Schröer/Sunnus, a.a.O., S. 1974 f.; OVG Magdeburg, Beschluss vom 24. Mai 2017, 3 L 201/16, Rn. 17, 24; 
BGH, Urteil vom 27. Oktober 2008, II ZR 158/06, Rn. 32, wonach gemeindliche Grundstücksgeschäfte regelmä-
ßig kein Geschäft der laufenden Verwaltung sind. 
11 PdK SAn B-1, KVG LSA § 66 2., beck-online. 
12 Schröer/Sunnus, a.a.O., S. 1975; Lüttgau, jurisPR-UmwR 2/2026 Anm. 1; so wohl auch Otto, a.a.O., S. 29 f.; 
vgl. auch OVG Magdeburg, Beschluss vom 19. Juli 2020, 2 M 64/10, Rn. 14 und VGH Mannheim, Urteil vom 
22. September 2003, 5 S 2550/02, Rn. 20 – zum gemeindlichen Einvernehmen nach § 36 BauGB. 
13 Schröer/Sunnus, a.a.O., S. 1975; Otto, a.a.O., S. 29. 
14 So Schröer/Sunnus, a.a.O., S. 1975; Lüttgau, jurisPR-UmwR 2/2026 Anm. 1. 

urh
eb

err
ec

htl
ich

 ge
sc

hü
tzt

 - k
om

merz
iel

le 
Nutz

un
g u

nte
rsa

gt



 
 

 

5 

 
Allerdings besteht in Sachsen-Anhalt insoweit die Besonderheit, dass hier – im Gegensatz zu 
anderen landesrechtlichen Regelungen – die Bauleitplanung seit 2014 mit der Regelung des 
§ 45 Abs. 3 Nr. 4 KVG LSA einem bewusst spezifisch geregelten Delegationsverbot unterliegt.  
 
Soweit ersichtlich, haben sich mit dieser Fragestellung bislang weder die rechtswissenschaft-
liche Literatur noch die Gerichte in Sachsen-Anhalt auseinandergesetzt. Vor dem Hinter-
grund der insoweit verbleibenden rechtlichen Unsicherheit sollte daher vorsorglich von einer 
Aufgabenübertragung auf den Hauptverwaltungsbeamten abgesehen werden. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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